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I. Gemeinsam «it den Bürgerinnen und Bürgern

Aufgaben der Gegenwart und Herausforderungen der 
Zukunft entschlossen anpacken

Mit diesem Arbeitsprogramm nennen wir jene Ziele 
und Maßstäbe, mit denen wir in Rheinland-Pfalz politische 
Aufgaben lösen wollen.

Wir vertrauen dabei auf die Bürgerinnen und Bürger, 
ihre Bereitschaft zum offenen Gespräch, ihre Ideen 
und ihren Sachverstand. Denn in einer immer komplizierteren 
Welt brauchen wir die Fähigkeiten und den Sachverstand 
vieler. Niemand kann alle Fragen allein übersehen 
und darauf Antworten geben.

Das sind die Schwerpunkte unserer Arbeit:

1. Wir wollen Arbeit für alle schaffen und dabei gleiche 
Rechte für die Frauen verwirklichen.

Gemeinsam mit Arbeitnehmern, Handwerk und Mittelstand, 
mit dem Sachverstand von Gewerkschaften, Unternehmen 
und Verbänden können wir neue Möglichkeiten der 
Arbeit für alle erschließen. Wir kennen unterschiedliche 
Interessen und Ansichten. Aber es liegt im Interesse 
aller, wenn statt der Arbeitslosigkeit neue Arbeit 
geschaffen wird. Technischer Wandel soll sozialem 
Fortschritt dienen, in allen Teilen unseres Landes.

2. Wir wollen eine kinderfreundliche Umwelt und gleiche 
Chancen für die Zukunft.

Gemeinsam mit Eltern, Lehrern und Erziehern können 
wir die Grundlagen für Bildung und Ausbildung so
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verbessern, daß unsere Kinder unabhängig von sozialer 
Herkunft, Geschlecht oder Wohnort die Chance haben, 
sich zu entfalten und in der Zukunft zurecht zu 
finden.

3. Wir wollen auf der Grundlage sozialer Gerechtigkeit 
Zusammenleben.

Soziale Gerechtigkeit ist der politische Ausdruck 
des Respektes und der Anerkennung gegenüber den 
Älteren und der Solidarität mit den Schwächeren. 
Die besondere Zuwendung vieler in den Krankenhäusern, 
Sozialstationen, Altenheimen oder in der Hilfe für 
Schwache und Behinderte gibt unserer Gesellschaft 
ein menschliches Gesicht.

4. Wir wollen den besonderen Charakter unseres Landes 
erhalten, geprägt von Handwerk und Mittelstand, 
Weinbau und Landwirtschaft.

Handwerk und Mittelstand sorgen - neben erfolgreichen 
Industrieunternehmen - für stabile Ausbildung und 
Beschäftigung. In allen Regionen des Landes müssen 
ihre Fähigkeit im Wettbewerb, ihre Kraft zur Investition, 
ihre Zukunft im technischen Wandel gestärkt werden.

Für die Familienbetriebe der Winzer und Landwirte 
müssen angemessene Preise und eine umgestellte Förderung 
mit direkten Hilfen gegen drängende Existenzsorgen 
Zusammenwirken. Davon hängen ganze Regionen mit 
Fremdenverkehr, Gastronomie und der Schönheit einer 
gepflegten Kulturlandschaft ab.
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5. Wir wollen persönliche Freiheit sichern und ausbauen.

Viele Menschen engagieren sich in den Gewerkschaften, 
in Kirchen, in sozialen Organisationen, in Vereinen, 
in der Kommunalpolitik, für Kunst und Kultur. Daraus 
entsteht die lebendige Kraft einer freiheitlichen 
Demokratie. Sie wollen wir stärken gegen bürokratische 
Enge und kleinliche Kontrolle, durch Offenheit und 
Toleranz, mehr Mitbestimmung und Selbstverwaltung 
und den Schutz unseres Rechtsstaates.

6. Der Schutz der Umwelt ist Aufgabe aller Bereiche 
der Politik.

Initiativen und Verbände für den Umweltschutz entwickeln 
aus der Sorge um die natürlichen Lebensgrundlagen 
zahlreiche konkrete Vorschläge. Das sollten politische 
Parteien nicht als vermeintliche Konkurrenz abweisen 
oder gar verdächtigen. Wir begrüßen das Engagement 
der Bürger und fördern es. Vorsorgende Umweltpolitik 
achtet natürliche Kreisläufe und modernisiert unsere 
Industriegesellschaft ökologisch. Auch dazu brauchen 
wir den Sachverstand aus Wissenschaft und Technik.

7. Wir wollen mithelfen bei einer Politik des Friedens.

Unser Land ist mit militärischen Einrichtungen belastet 
wie kein anderes. Die Folgen spüren wir bis in den 
Alltag hinein. Wir sind aber nicht der "Flugzeugträger 
der NATO". Wir wollen gleichberechtigt im Bündnis
sein, souverän im eigenen Land und auf dieser Grundlage 
Frieden durch Abrüstung und Entspannung suchen.

Wir sprechen anderen Auffassungen weder guten Willen



noch Engagement ab. Die wachsende Polemik zwischen 
den Parteien verdeckt Fragen und ist eher Ausdruck 
von Hilflosigkeit. Die Verunglimpfung anderer löst 
keine Probleme. Sie ist Ausdruck des Mißtrauens 
gegenüber der Urteilskraft der Bürger und beschädigt 
nsehen und Vertrauen in die politischen Institutionen

Wir verstehen unsere politische Arbeit als eine 
gemeinsame Anstrengung mit den Bürgern. Die Politik 
hat Sachverstand nicht gepachtet. Wir Sozialdemokraten 
haben deshalb eine Landesregierung vorgeschlagen,
X?tallKfUierte FraUe" ünd Männer -sammenbringt - aus 
Arbeitnehmerschaft, Wirtschaft, Wissenschaft und Politik.

Wir wollen mit Hudolf Scharping einen Ministerpräsidenten
Ideen, sozialer Verantwortung und neuer Tatkraft.

TraTt °berrU9Un9en 9r“nden SiCh aUf einer «"gebrochenen 
Tradition: Seit mehr als 120 Jahren ringen Sozial-
Die°?r\n Um Frieden' Preihelt Und Gerechtigkeit
Oie Aufgaben ändern sich, unsere Ziele nicht. Auf 
ieser Grundlage sagen wir: es ist Zeit für eine

LnueSnhu°SSene; 9ereChte Und frledlich* Politik. Darauf 
wir ï T" k°nkreten Vorschläge auf. So können 
und d Rheinland-Pfa1' großen Aufgaben der Gegenwart 

die neuen Herausforderungen in der Zukunft bewältigen.
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II. Arbeit für alle

Sicherheit
- Grundlage für Wohlstand und soiiale

Mit ihrer Arbeit erwerben Frauen und Männer Selbst- 
ewußtsein, schaffen die Grundlage für eigenen Wohl­

stand und gemeinsame soziale Sicherheit. Die Gefahr 
den Arbeitsplatz zu verlieren, bedroht Freiheitsraum 
nd Wurde des einzelnen Arbeitnehmers. Arbeitslosig- 
eit bringt im allgemeinen Menschen ohne eigenes 

Verschulden in eine Notlage. Für sie machen wir 
Vollbeschäftigungspolitik und sichern das System 
der sozialen Gerechtigkeit, denn Arbeitslosigkeit

nwürdig, sondern auch ein teurer Mißstand.

Arbeit für alle ist deshalb das wichtigste Ziel 
sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik. Ihre Elemente

gerechte Verteilung der Arbeit;
- neue Arbeit schaffen, mit technischem Fortschritt, 
zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und 
gegen neue Armut;

- aollde »u.blldun,. dl, ,uf du b„„tUcllell
fo««.r.„w d„ „„„ Gr„M1,w
ur wirksame Mitbestimmung schafft;

- gleiche Rechte für Frauen in Ausbildung und Beruf; 
■ gleiche Chancen für alle Regionen des Landes,
damit sie nicht von überdurchschnittlich hoher 
Arbeitslosigkeit belastet bleiben.

Die Arbeit gerechter verteilen

e Erfahrung der Vergangenheit zeigt: Wir können 
immer mehr produzieren und benötigen dafür immer 
weniger menschliche Arbeitskraft. Wer nur auf quanti
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aus <
Wer die Arbeitszeit verkürzt,
auf

tatives Wachstum setzt, kann die Frage nach sicherer 
Arbeit nicht beantworten und schafft ständig neue 
Probleme für die Umwelt.

Überstunden, nebenberufliche Tätigkeiten und die
Genehmigung von Nebentätigkeiten werden wir an strengen

Eine Begrenzung der Überstunden ist nur durch eine
Wir^werd Midtbe:timmUng d" - erreichen.
Wir werden deshalb eine Reform der völlig veralteten 
rbeitszeitordnung unterstützen. Im Lande selbst 

werden wir im öffentlichen Dienst entsprechend ver- 
dortGn eFÖffnen Chancen auf neue Beschäftigung
dort, wo dringender Bedarf besteht. Das wird zur 
onseguenz haben, daß bei hohen Besoldungsgruppen 
eStellenpläne nur in Ausnahmefällen verbessert

so'sch 1 T6"' SOlan’e die ChanCen fÜr Berufsanfänger 
echt sind, wie augenblicklich.

Auch in Rheinland-Pfalz wächst die Produktivität 
schneller als das Sozialprodukt. Arbeitslosigkeit 
ist die Folge, zumal dann, wenn über längere Zeit 
mehr jüngere Menschen Arbeit suchen als ältere in 
Rente gehen können. Arbeitslosigkeit trifft vor 
allem ältere Arbeitnehmer, Frauen und Jugendliche 
sehr stark. Eine wirksame Antwort darauf ist die 
gerechtere Verteilung von Arbeit. Ihr Instrument 
1« d.. v.rk0„u„, ,lle Er[ahru

».r.ohied.n.n
' schafft neue Chancen rbeit. Deshalb werden wir die Gewerkschaften 

unterstützen und vernünftige Arbeitgeber ermuntern, 
die verschiedenen Möglichkeiten der Arbeitszeit­
verkürzung (Wochenarbeitszeit, tägliche Arbeitszeit, 
längerer Urlaub, Vorruhestand) zu nutzen. Dabei 
hat die Verkürzung der Wochenarbeitszeiten Vorrang, 
denn sie wirkt auf dem Arbeitsmarkt besonders nach-
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Maßstäben messen und zielstrebig abbauen. Es ist 
sinnvoller, junge Berufsanfänger einzustellen als 
Überstunden zu bezahlen. Nebentätigkeiten werden 
zudem regelmäßig überprüft, denn Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter des öffentlichen Dienstes sollen keine Konkurrenz für 
freie Berufe sein.

Teilzeitarbeitsplätze richten wir ein, wenn dafür 
tarifvertragliche Vereinbarungen bestehen. Weder
im öffentlichen Bereich, noch bei privater Beschäf­
tigung werden wir das Unterlaufen der Sozialver­
sicherungspflichtgrenzen dulden. Die Privatisierung 
schafft nicht neue Arbeit, sondern verlagert zu 
Lasten der betroffenen Arbeitnehmer die Arbeits­
möglichkeiten in einen sozial schlechter gesicherten 
Bereich.

Leiharbeit stiehlt anderen Arbeit auf Kosten der 
sozialen Sicherheit und ist eine schwere Belastung 
für die betroffenen Arbeitnehmer. Wir werden eine 
Verschärfung der gesetzlichen Vorschriften gegen
Leiharbeit anstreben und die vorhandenen Möglichkeiten 
der Gewerbeaufsicht nutzen und auszubauen. Die Gewerbeaufsicht 
ist durch personelle Verstärkung handlungsfähiger zu machen. 
Schichtarbeit führt zu gesundheitlichen Belastungen 
und oft genug zu schweren Behinderungen der Betei­
ligung am öffentlichen und gesellschaftlichen Leben.
Arbeitszeitverkürzung muß deshalb auch zu einer
Änderung im Schichtrhythmus führen.

Aktive Arbeitsmarktpolitik kann auf Mitbestisssung
der Arbeitnehmer nicht verzichten. Eine sozialdemo­
kratische Landesregierung wird keiner Regelung zu­
stimmen, die eine schwächere Mitbestimmung bewirkt 
oder die soziale Sicherheit aushöhlt. Der $ 116 AFG, 
der verwässerte Jugendarbeitsschutz oder die Pläne 
zur Aushöhlung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall
sind dafür schwerwiegende Beispiele. Denn soziale
Sicherheit, Mitbestimmung und handlungsfähige Gewerk-
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schäften sind Grundlagen für sozialen Frieden, ohne 
den unser Land seine wirtschaftliche Kraft nicht 
erhalten und verbessern kann. Deshalb werden wir 
auch von dem sogenannten Beschäftigungsförderungs­
gesetz und damit von befristeter Arbeit u.ä. keinen 
Gebrauch machen.

Die wachsende Dauer der Arbeitslosigkeit erfordert 
eine immer intensivere Hilfe und Betreuung. Dieser 
Aufgabe sind die Mitarbeiter der Arbeitsämter nur 
gewachsen, wenn auch dort die notwendigen Stellen 
geschaffen sind. Dafür wird eine sozialdemokratische 
Landesregierung im Rahmen der Selbstverwaltung ener­
gisch eintreten.

Neue Arbeit schaffen

Das Land selbst wird seine Haushaltsmittel so ein­
setzen, daß sie möglichst nachhaltige Wirkungen 
auf dem Arbeitsmarkt haben und zugleich dem Schutz 
von natürlichen Lebensgrundlagen dienen. Der weite 
Bereich der Dorf- und Stadterneuerung, die Wasser­
versorgung und die Abwasserbeseitigung, das Umstellen 
der Abfallbeseitigung auf Abfallwirtschaft sind 
Beispiele dafür. Sie öffnen Chancen für qualitatives 
Wachstum, das durch öffentliche Investitionen angeregt 
oder getragen wird.

Mit einem Programm -Neue Arbeit gegen neue Armut­
soll benachteiligten und aus dem Arbeitsmarkt heraus­
gedrängten Jugendlichen, gesundheitlich benachtei­
ligten, behinderten und älteren Arbeitnehmern eine 
Chance gegeben werden, für sich und ihre Familien 
in angemessener Weise ihren Lebensunterhalt zu ver­
dienen und sich neue Chancen für die Arbeitswelt 
zu erwerben. Dabei greifen wir auf entsprechende 
Erfahrungen aus den Nachbarländern zurück. 140 000 
Sozialhilfeempfänger in Rheinland-Pfalz dürfen von 
der Politik nicht länger ignoriert werden.
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Wir werden die Mittel fOr Maßnahmen der Arbeits­
beschaffung durch Landesmittel entsprechend ergänzen 
und sie kontinuierlich zur Verfügung stellen, damit 
Gemeinden und freie Träger für ihre Aktivitäten 
eine sichere Grundlage haben.

Gleiche Rechte für Frauen durchsetzen

Auch in Rheinland-Pfalz ist die im Grundgesetz ver­
ankerte Gleichstellung der Frauen in der Arbeitswelt, 
in der Familie, in Politik und im öffentlichen Leben 
nicht annähernd verwirklicht. Es muß aber allen 
Mannern und Frauen möglich werden, Familie und Beruf 
miteinander zu vereinbaren. Wir halten es für einen 
Irrweg, die Interessen der Frauen an Familie und 
beruflicher Verwirklichung gegeneinander auszuspielen.

Ein wichtiger Schritt zur Gleichstellung von Frauen 
und Männern ist die Förderung der Prauenbeschäftigung 
und die Bekämpfung der Prauenarbeitslosigkeit. Dazu 
sollen Förderpläne beitragen, damit eine qualifizierte 
Berufstätigkeit und ein besserer Aufstieg in beruf­
liche Positionen ermöglicht wird. Die Rückkehr von 
Frauen in das Berufsleben kann in Zusammenarbeit 
mit der Arbeitsverwaltung erleichtert werden. Die 
tatsächliche Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
erreichen wir, wenn

die Arbeitszeiten so verkürzt werden, daB Beruf
und Familie für Frauen und Männer besser zu verein­
baren sind;
vernünftige Angebote zur Fort- und Weiterbildung 
bestehen;

- Frauen stärker in Entscheidungsgremien beteiligt 
werden;

- der Kündigungsschutz für berufstätige Frauen voll- 
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ständig wiederhergestellt wird und das Erziehungs- 
geld mit dem Ziel tatsächlicher Chancengleichheit 
von Frauen und Männern fortentwickelt wird,-

- in diese Förderung auch Ein-Eltern-Familien ein­
bezogen werden.

Insbesondere Frauen sind davon betroffen, wenn statt 
einer flexibleren Organisation der Arbeit die arbeits­
vertraglichen Bindungen und Rechte ausgehöhlt werden. 
Eine sozialdemokratische Landesregierung wird deshalb 
Teilzeitarbeit außerhalb der Sozialversicherungs­
pflicht genauso wenig akzeptieren, wie kapazitäts­
orientierte Arbeitsverhältnisse und jede andere
Form der Flexibilisierung zu Lasten der sozialen 
Sicherheit.

Die Verwirklichung des Verfassungsauftrages der 
Gleichberechtigung von Mann und Frau ist auch eine 
Aufgabe der Gemeinden. Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben 
können die Gemeinden Gleichstellungsbeauftragte 
bestellen. Die SPD wird sich dafür einsetzen, diese 
Möglichkeit in der Gemeindeordnung zu verankern.

Innerhalb einer sozialdemokratischen Landesregierung 
wird eine Staatssekretärin für Frauentagen beim 
Ministerpräsidenten auf die Durchsetzung gleicher 
"echte achten - in einer Landesregierung, der weitere 
«wei Frauen angehören sollen.

Die Regionen des Landes gleichmäBig entwickeln

Der Ausbau und die Verbesserung der Infrastruktur 
schaffen gleiche Chancen für alle Regionen unseres 
Landes. Jede Form der Zentralisierung, insbesondere 
ei öffentlichen Dienstleistungen und Unternehmen, 

«teht dem Ziel der Gleichwertigkeit von Lebensverhält-
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niesen in allen Tellen des Landes entgegen.

Regionale Strukturpolitik mufl fOr eine gleichmäßige 
Versorgung mit Schulen, Ausbildungsplätzen, kul­
turellen Einrichtungen und Freizeitangeboten sorgen. 
Diese Voraussetzungen sind nicht erfüllt. Ohne sie 
kann eine aktive Förderung der Wirtschaftsstruktur 
und eine Stärkung der schon vorhandenen Betriebe 
in einer Region nicht erreicht werden.

Wir halten an unserem Ziel fest, die Wirtschafts­
förderung des Landes neu zu organisieren und Betrieben, 
die mit öffentlichen Mitteln angesiedelt werden, 
entsprechend klare Auflagen für die langfristige 
Schaffung von Arbeitsplätzen zu machen.

Jede Entwicklung in den Regionen des Landes ist 
abhängig vom Ausbau der Infrastruktur. Dazu zählen 
nicht nur die öffentlichen Einrichtungen, sondern 
auch der Zugang zum überregionalen Verkehrsnets 
auf Straße und Schiene sowie zu den Kosmiunikations- 
technologien.

Die derzeitige Vereinbarung zwischen dem Land Rheinland- 
Pfalz und der Deutschen Bundesbahn über die Zukunft 
der Bahnstrecken 1st unbefriedigend. Mit neuen Ver­
handlungen muß das Ziel einer Garantieerklärung 
für das Streckennetz der Deutschen Bundesbahn erreicht 
werden. Dabei stehen im Vordergrund die Pflege des 
vorhandenen Streckennetzes sowie die Modernisierung 
von Strecken durch Elektrifizierung.

Insbesondere wird eine sozialdemokratische Landes­
regierung darauf achten, daB ein Teil des Güterver­
kehrs auf Schiene und Binnenschiffahrt verlagert
wird.
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Wir treten nachdrücklich dafür ein, daß die rhein­
land-pfälzische Speditionswirtschaft nicht durch 
ausländischen Druck konkurrenzunfähig gemacht wird. 
Jede Öffnung, zum Beispiel im Bereich der Binnen- 
■chlffahrt oder des LKW-Verkehrs, muß verbunden 
■ein mit gleichen Sicherheitsauflagen und gleichen 
Kostenbelastungen für Gefahrengut-Transporte, Lenk­
seiten und technische Wartungsvorschriften.

Für ein an Handel und Export so stark orientiertes 
Land wie Rheinland-Pfalz ist der Zugang zu neuen 
Kommunikationstechnologien im Geschäftswesen von 
zentraler Bedeutung. Eine sozialdemokratische Landes­
regierung wird darauf achten, daß dieser Zugang 
in allen Regionen des Landes gleichermaßen geöffnet 
wird und nicht auf die Zentren beschränkt bleibt.

Infrastrukturpolitik in Rheinland-Pfalz wurde in 
den letzten Jahren vor allem als Verkehrspolitik 
verstanden. Der Ausbau des überörtlichen Straßennetzes 
kann mit wenigen Ausnahmen als abgeschlossen gelten.

Bine sozialdemokratische Landesregierung wird darauf 
achten, daß die Zersiedelung und Versiegelung der 
Landschaft nicht weiter zunimmt. Wegen der viel­
fältigen Auswirkungen sollen Verkehrswege nur dann 
gebaut werden, wenn ihre Umweltverträglichkeit zuvor 
eingehend geprüft wurde.

Schwerpunkte im Bereich de. Landes sind der Bau 
von Ortsumgehungen, soweit sie verkehrstechnisch 
und wegen der Verkehrsbelastung notwendig sind, 
■owie auf dem Ausbau von Ortsdurchfahrten. Sie müssen 
jeweils mit Rücksicht auf die Betroffenen und auf 
ie betroffene Umwelt geplant und gebaut werden. 

Vor allem Wohngebiete müssen vom Durchgangsverkehr 
entlastet werden. Der Neubau zusätzlicher Landes­

kann auf wenige Ausnahmen beschränkt bleiben.
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Der Radwegebau wird intensiviert. Seine Planung 
orientiert sich an der Topographie und raumordnerischen 
Belangen. Zielpunkte in der Fläche sind Mittelzentren 
mit ihrem Angebot an Dienstleistungseinrichtungen 
öffentlicher und privater Art.

Wir streben eine Beteiligung des Landes am Bau und 
Betrieb von leistungsfähigen Straßenbahn- und Bus­
systemen an. Verkehrsverbünde sind dafOr Voraus­
setzung. Sie führen den Berufs-, Schul- und Pendler­
verkehr in der Fläche unter Einschluß aller Verkehrs­
träger zusammen. Dieser öffentliche Personennahverkehr 
kann die ihm gestellten Aufgaben nur erfüllen, wenn 
sich alle Gebietskörperschaften ihrer Verantwortung 
bewußt sind:

- der Bund insbesondere durch seine Verantwortung 
für die Deutsche Bundesbahn, durch eine angemessene 
Verkehrsbedienung der Fläche und durch Förderung 
von Investitionen;

- das Land durch seine verkehrspolitische und landes­
planerische Verantwortung, die Förderung von In­
vestitionen und die teilweise Abgeltung gemeinwirt­
schaftlicher Lasten;
die kommunalen Gebietskörperschaften durch ortsnahes 
Koordinieren, konkrete Ausgestaltung des öffent­
lichen Personennahverkehrs und Beachtung der je­
weiligen Finanzverantwortung.

Technischen Wandel nutzen

Vor uns liegen Chancen und Risiken. Wir wollen tech­
nischen Wandel für sozialen Fortschritt, den Schutz 
der Umwelt und neue Arbeit nutzen.

Wohlstand für alle, soziale Gerechtigkeit, innerer 
Frieden und eine zukunftsträchtige Energie- und
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*1*11« Anwendung

Unsere Technologiepolitik 
Kriterien orientieren:

Einsparung von Energie 
Belastung der Umwelt und 

- —.* Rohstoffe

K~.ltl.oll«» ,lnd „rbüM„, ,it ,o21al
.lrt.ch.ftUch.r

und wissenschaftlichem Fortschritt.

T.«nl.e».t port>chi.ltt
T.eb.i.cb„ kann aicht da2ah

- umweltverträglich durch
und Rohstoffen, geringe 
Möglichkeiten sur Wlederverwertungder

die Ffirrt. SHchkelt und Betriebssicherheit,
Xi Z qUa“fltiert- U"d «^chslungsrelcher 
M1X\ dle Schaffu"* qualifizierter

tbestimmung der Arbeitnehmer bei der Einführung 
von neuen Technologien. 9

Mini»*86:ZielS zu erreichen, wird ein eigenständiges 
er um für Wissenschaft und Technologie gebildet.

Ole Umsetzung technologischer Entwicklungen in nutz­
bare und nützliche Produkte und Dienstleistungen 
‘Dauerauf9-be der Wirtschaft. Die Politik

und G erf°r dle GrUndla9en »ichern, Ziele formulieren 
und Grenzen setzen. Der technische Fortschritt stößt
wo'Xit’X Gren’en' *° UmWelt’efah«" drohen,
gefährde ’we d" U"d ^r Arbeitnehmer
gefährdet werden, wo das Recht auf die Verfügung
dTXcT' T" (lnfOrmatiO-“e Selbstbestimmung) 
der W Z” ’-’^leistet 1st. Zur Anpassung
Verä d an den technischen Fortschritt, zu
dem fTn9en dBr PrOdUktlon-be<Hngungen und zu
Auch’beschäftilnden ”ettbeWerb ’lbt Alternative,
führen U’un9’- u"d sozialpolitische Überlegungen 
. Ann.lwe „„ technl.cb.„ an’™

wird sich an folgenden
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lichee Handeln unterbunden werden. Dee würde die 
Innovationsfähigkeit und die internationale Wett­
bewerbsfähigkeit der Wirtschaft gefährden. Technischer 
Fortschritt ist zudem eng an das öffentliche Bildungs­
wesen und die staatliche Technologieförderung ge­
bunden. Unser Ziel 1st, die Rahmenbedingungen für 
wettbewerbsfähiges, arbeitsplatzschaffendes und 
umweltverträgliches Wirtschaften zu schaffen. Wir 
fördern deshalb besonders umweltfreundliche und 
ressourcenschonende Technik.

Beispiele für unsere Technologiepolitik sind:

- der Ausbau der bio-wissenschaftlichen Forschung 
in den Fachbereichen Biologie, Chemie, Medizin
und Physik an der Universität Mainz zu einem zweiten 
bio-technologischen Schwerpunkt:

- der Aufbau eines Lehrstuhls für Arbeitsmedizin 
und Humanisierung der Arbeit;

- der Aufbau eines geistes- und sozialwissenschaft­
lichen Schwerpunktes "Technik und Forschung" in 
Trier;
die Schaffung eines anwendungsorientierten Werk­
stoff technischen und Materialwissenschaftlichen 
Schwerpunktes an der Fachhochschule Rheinland-Pfalz 
in Koblenz in Kooperation mit universitären For­
schungseinrichtungen in Kaiserslautern und Mainz;

- die Einbeziehung der Industrie im GroOraum Koblenz- 
Neuwied einschließlich der keramischen Industrie 
des Westerwaldes und der Edelsteinindustrie in 
dieses Vorhaben;

- die verstärkte Forschung im Hinblick auf Verbund­
stoffe und die faserverstärkten Kunststoffe in 
Zusammenarbeit mit der Deutschen Forschungs- und 
Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt unter 
Berücksichtigung des Flugzeugbaues in Speyer;

- die Einbeziehung der Universität Kaiserslautern 
in Forschung und Entwicklung für "künstliche In­
telligenz";



16

Berufs-

Neigung, 
beruf-

Anstrengungen ein-
Chancengleichheit 

und 
der

’ « k ®ChaffU"9 eln” Schwerpunkte« für die Schuh- und
in.ti7r«nenlndU,,trle h*1" Prüf" Und ^rschungs- 
UeÎ vö K SChUhlndU8trie in Pi™-sen8 mit dem 
iel von Kostensenkung und Wettbewerbsverbesserung 

::rr.Cthei~9e8töttte’ De819n Und —

' Nürburgri"’ Pr”e' daS Moto«P°rtzentrum 
ng zu einem Versuchszentrum für umwelt- 

freu„dliche Kraftfahrzeugtechnologien ausgebaut 
werden kann;

Kation Ober .ralttand».!»!, aneh tot Slehatn™ 
des Medienstandortes Ludwigshafen.

-TniTS?;:"“ '“•"‘•‘»■M »t ton..qu„,.„ 
r ai. Bildnn,,«,.. T,chni,ctar 

-it neuen bildungspolitischen 
hergehen, ihr fiel ist soziale 
« p«.,o,i.oh. rera„„n, :
Wir verweisen auf die besondere Bedeutung 
liehen Bildung und der Weiterbildung.

—'L

ITuT“”ln d" - 
auf öffentlich « *’ den gleichen Einfluß

»na »a„a.„t ,X" V°"
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III. Wir wollen eine kinderfreundliche 
Chancen fOr die Zukunft °*elt und gleiche

Hindern und Familien helfen

Î2, irr?i« m»u-

“7 *™”TO" "" “'’ruM "»
ährend der Seh».„,,„eh.ft end der Gebert barten 

einer Int.n.U.n Erfor.ebnn, und der not«,ndi,e„ 
Vorsorge im Gesundheitswesen.

:rK::ren fOr elne P°rtentwlcklu"9 der Kinderkliniken 
KInderzentren ein. Unser Ziel ist, d-0 Eltern 

ten erkrankten Kindern in einer Klinik bleiben

dënd ”9 ” PandUe Und Klnd 18t •"Schul­
dend für die Zukunft unsere. Lande.. Für Familien
de°n r ;rter fauen'aich für Mnd« - -—1- 
den. Deshalb wollen wir eine kinderfreundliche Umwelt.

Die Sorge um die Unverletzlichkeit de. Leben, hat 
durch die Möglichkeiten der Gentechnologie eine neu. 
Dimension erhalten. Jede genetische Manipulation 
an Ke imzellen und die For.chung an men.chliehen Embry- 

r r 9r:t,Uch su verweten-
zentralen Aufgaben der kommenden Jahre. Dem Schutz

Und deS Un9ebOrene" ««t unser«
a^X. k Dle h°he Zahl der Sch—9er.ch.ft.-
abbrflehe kann man nicht über da. Strafg...tzbuch 
vermindern. Bestrafung ist kein. Antwort auf dl. 
Sorgen und Nöte .chwanger.r Frauen. Wir halt.« di. 
geltenden gesetzlichen Regelungen für b«rährt und 
idersprechen den verschiedenen Absichten, .1. tu

sëaëtrn‘rDUr?h ent’preche"d* Hilf. und Beratung von 
Staat, Gemeinden und freien Träg.rn wollen wir Chancen 
eröffnen, sich für Kinder zu entscheiden.
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können, um sie zu betreuen und zu versorgen. Entspre­
chende Abteilungen sollen von der Ausnahme zur Regel 
werden.

Eine sozialdemokratische Landesregierung wird sich 
im Bund für ein einheitliches Kindergeld einsetzen 
und die sozialen Leistungen des Landes fOr Familien 
an den Einkommen orientieren. Wir lehnen jede finan­
zielle Förderung von Familien ab, die durch Steuer­
freibeträge eine immer höhere Entlastung für höhere 
Einkommen bewirkt.

Mit Kindergärten praktisch fördern

Wie viele Kinder in einer Gruppe des Kindergartens 
oder in einer Schulklasse sind, wie lang der Weg 
zum Kindergarten und zur Schule 1st - solche Bedin­
gungen des Alltages sind keine statistischen Größen. 
Sie entscheiden mit, ob sich Zuwendung und Engagement 
von Eltern und Erziehern ungehindert entfalten können.

Gemeinsam mit den Kommunen und den freien Trägern 
wollen wir für ein ausreichendes Angebot an Kinder­
krippen, Kinderhorten und solchen Kindergärten sorgen, 
die ganztägig geöffnet sind - im Interesse der Kinder 
und als konkrete Hilfe für berufstätige Eltern. Dieses 
Angebot muß durch Tagesmütter für die Betreuung von 
Kindern ergänzt werden.

Kindergärten müssen in der Lage sein, schon frühzeitig 
Nachteile auszugleichen. Dazu bedarf es einer be­
sonderen finanziellen Förderung, um gezielte Hilfen - z.B. 
für behinderte Kinder oder die Kinder ausländischer 
Bürger - zu ermöglichen.

Ob eine Gesellschaft wirklich solidarisch ist, ent­
scheidet sich an ihrer Haltung gegenüber Behinderten. 
Für sie muß schon im Kindergarten, später in der 
Schule der beruflichen Bildung und der Arbeit bis 
hin zur Alterversorgung Hilfe geboten werden.
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Gleiche Chancen für alle Kinder

Durch Bildung werden moralische, intellektuelle, 
handwerkliche, soziale, kreative und ästhetische 
Fähigkeiten entfaltet, auf die jeder Mensch sein 
Leben lang ein Recht hat. Dieser Anspruch auf Bildung 
darf auch nicht durch eine Orientierung an der späteren 
beruflichen Verwertung auf dem Arbeitsmarkt verkürzt 
werden.

Gleiche Chancen im Bildungswesen entwickeln die Zukunft 
unserer Kinder unabhängig von Geschlecht, sozialer 
Herkunft und Wohnort. Das verträgt sich nicht mit 
sozialen Barrieren, weder an den Schulen noch an 
den Hochschulen. Die CDU hat die Ausbildungsförderung 
zerstört und im Land noch nicht einmal Lernmittel­
freiheit verwirklicht. Beides mufi geändert werden.

Eine demokratische und sociale Gesellschaft braucht 
eine demokratische und soziale Schulform. Kinder 
sollen von klein auf lernen, miteinander und nicht 
gegeneinander Leistung zu erzielen, sich gegenseitig 
zu helfen und zu akzeptieren. Eine arnnschllche Schule 
als Lebensraum für Kinder entwickelt alle Fähigkeiten 
und Neigungen gleichmäßig. Deshalb sollen Kinder 
gemeinsam länger zur Schule gehen, mindestens bis 
zum Ende der 6. Klassenstufe. So wird die Grundschule 
von ihrer Auslesefunktion befreit.

Je jünger die Schüler sind, umso kürzer sollte der 
Weg zur Schule sein. Wir treten für kleine Klassen 
ein, aber nicht für die Schaffung neuer Zwergschulen. 
Wirtschaftliche Gesichtspunkte dürfen nicht zu uner­
träglich langen Transportwegen für Kinder und Eltern 
führen. Wir wollen eher die Lehrer zu den Kindern 
transportieren als die Kinder auf immer längeren 
Wegen zu den Lehrern.
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Wir werden, orientiert an den Einkommen, Lernmittel­
freiheit einfOhren. Knappe Zuschüsse wie bisher, 
die an der Kinderzahl orientiert sind, führen zu 
sozialen Ungerechtigkeiten. Wer bei einem oder mehreren 
Kindern Ober ein kleines oder mittleres Einkommen 
verfügt, braucht die Hilfe des Landes mehr als die 
Familie mit einem hohen Einkommen.

Die unterschiedliche Behandlung von Schülern nach 
Schularten bei den Fahrtkosten soll entfallen.

Wir streben eine Verbesserung der Unterrichtsbedin­
gungen an. Die Zahl der Schüler in einer Klasse soll 
25 möglichst nicht überschreiten. Das verbessert 
die Förderung des einzelnen. Unterrichtsausfall ist 
eine Verweigerung von Bildung. Es stehen viele ausge­
bildete Lehrer zur Verfügung. Ihre Arbeitslosigkeit 
ist nicht zu verantworten. Hier gilt wie in anderen 
Bereichen des öffentlichen Dienstes, dal) eine gleich­
mäßige Neueinstellung, verbunden mit tarifrechtlich 
vereinbarter Arbeitszeitverkürzung, neue Chancen 
für Beschäftigung eröffnet und einer Überalterung 
des Lehrkörpers und dem Lehrermangel der 90er Jahre 
vorbeugt. Die unsozialen kleinen Dienstverträge mit 
arbeitslosen Lehrern werden sofort aufgestockt.

Die Schule soll offen sein für die Mitwirkung der 
Eltern und der Schüler. Wir werden dafür die besteh­
enden gesetzlichen Möglichkeiten erweitern.

Wir wollen von der Gesamtschule als wohnortnaher 
Schule überzeugen, nicht sie verordnen. Wo Eltern 
Erfahrungen mit einer Gesamtschule sammeln können, 
ist der Zuspruch groß. Deshalb werden wir dort Gesamt­
schulen einrichten, wo die Eltern das wollen. Wir 
werben für Gesamtschulen, well sie Schülern und Lehrern 
Zeit läßt, die Entscheidung für einen bestimmten 
Bildungsgang auf sicherer Grundlage zu treffen.
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